Europäisches Agrobusiness im WTO-Poker

Wenn es mit der WTO nicht vorangeht, ist häufig die Landwirtschaft „schuld“. Insbesondere die EU wird immer wieder von agrarexportierenden Ländern in Nord und Süd kritisiert. Aber wessen Interessen vertritt die EU-Kommission überhaupt? In der Öffentlichkeit besteht häufig der Eindruck, dass sie in erster Linie Europas Bauern verteidigt. Doch die Ernährungsindustrie hat ihre Finger gehörig mit im Spiel. Mit einem Umsatz von rund 800 Milliarden Euro und 4 Millionen Beschäftigten ist die Getränke- und Ernährungsindustrie der größte verarbeitende Sektor in der EU vor der Automobil- und Chemieindustrie.

Das oberste Ziel der Ernährungsindustrie und der EU-Kommission ist die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Dieses ist eingebettet in die umfassende „Lissabon-Agenda“ (2000), mit der die EU bis 2010 zur „wettbewerbfähigsten Wirtschaft der Welt“ aufsteigen will. Eine „aggressive Exportstrategie“ und „Freihandel und Marktöffnung“ sollen es möglich machen. Für den Bereich der Landwirtschaft heißt das vor allem: Preise runter auf Weltmarktniveau, um die Ernährungsindustrie mit billigen Rohstoffen zu versorgen.

Außenschutz der EU: Aus Sicht der Ernährungsindustrie gilt es sicherzustellen, dass die eigene Wettbewerbsfähigkeit nicht durch konkurrenzfähige Produkte aus dem Ausland gefährdet wird. Je nach dem, wie weit die internen Agrarpreise bereits den Weltmarktpreisen angenähert sind, sieht sie mal mehr, mal weniger Spielraum für eine Zollsenkung. Kein Zufall also, dass die Kommission Flexibilität bei der Zollformel und eine geringere Zollsenkung für so genannte sensible Produkte (unter anderem Zucker, Butter, Geflügel) fordert. So sieht eben eine „Fünf Sterne Behandlung“ für die Ernährungsindustrie, vertreten durch den CIAA (Dachverband der Getränke- und Ernährungs​industrie), aus.

Exportwettbewerb: Wenn es um die Wettbewerbsfähigkeit beim Export geht, stellen aus Sicht der Ernährungsindustrie die relativ höheren Preise ein Nachteil für den Export dar. Dieser wurde bislang durch Exportsubventionen ausgeglichen. Da die internen Preise noch nicht den Weltmarktpreisen angeglichen sind, fordert die Ernährungsindustrie eine möglichst lange Beibehaltung der Exportsubventionen. Gleichzeitig will sie einer Abschaffung der Exportsubventionen nur dann zustimmen, wenn unfaire Exportvorteile ihrer Konkurrenten basierend auf anderen Exportförderungsmaßnahmen - unter anderem Nahrungsmittelhilfe, Exportkredite der USA - durch striktere Regeln begrenzt werden (so genannter Parallelismus). Insbesondere Coceral, der Dachverband der Getreidehändler, steht hier an vorderster Front. Sie haben die Kommission von der Notwendigkeit des Parallelismus überzeugt. Immerhin entfällt zum Beispiel bei der Nahrungsmittelhilfe des Welternährungsprogramms ein Anteil von 86 Prozent auf Getreide.

Öffnung ausländischer Märkte: Auch hier bedient die Kommission die Interessen der Ernährungsindustrie. Neue Märkte sollen erschlossen werden, insbesondere in den Schwellenländern (unter anderem Indien und China). Dem entsprechend lautet die EU-Position: alle Zölle ohne Ausnahme senken und Ausnahmen begrenzen (zum Beispiel „nicht so viele“ spezielle Produkte d.h. Ausnahmen für Grundnahrungsmittel). Denn jegliche Ausnahme schmälert das erwartete Liberalisierungsergebnis. Für die Liberalisierung der Märkte setzen sich alle Verbände und Lebensmittelunternehmen ein, die einen mehr (CIAA, Coceral, CAOBISCO, Eurocommerce, Freshfel, Global Player wie Nestlé und Unilever, CELCAA), die anderen weniger (Copa, EDA, Eucolait, Avec, UECBV).

Bei der Generaldirektion Handel (EU-Kommission) läuft die Ernährungsindustrie mit ihrer Forderung nach offenen Märkten im Ausland insbesondere für verarbeitete Lebensmittel offene Türen ein. Sie wird als ihr „größter Verbündeter“ in den höchsten Tönen gelobt. Umgekehrt wird die Generaldirektion Handel nicht müde, Informationen einzuholen und den Lebensmittelexporteuren den „besten Service“ zu bieten.

Wer das Nachsehen in diesem Verhandlungspoker hat, ist heute schon abzusehen: Kleinbauern im Süden, die angesichts der Flut von Billigimporten weiter ins Abseits gedrängt werden. Und die im Aufbau befindliche verarbeitende Industrie, die den subventionierten Produkten aus der EU schutzlos ausgeliefert ist. Doch auch die bäuerliche Landwirtschaft in Europa ist in ihrer Existenz gefährdet, wenn die Weltmarktausrichtung der Europäischen Agrarpolitik verstärkt durch die WTO weiter vorangetrieben wird.

Angesichts der negativen Auswirkungen dieser Konzern-Agenda ist es wichtig, die Rolle des Agrobusiness in den WTO-Agrarverhandlungen stärker in den Mittelpunkt der politische Debatte zu rücken. Es gilt, die Macht und den Einfluß der großen Lebensmittelkonzerne in politischen Entschei​dungsprozessen zu beschränken und die Klientelpolitik seitens der politischen Entscheidungsträger öffentlich zu machen. Die vordringliche Aufgabe der Politik muss es sein, Rahmenbedingungen für eine nachhaltige Entwicklung in Nord und Süd zu setzen und nicht den Interessen des Big Business zu dienen.
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